
Aktenzeichen! 3 AZR 375/82

Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom 18. Juni IS.4

I. Arbeitsgericht 
Düsseldorf

II, Landesarbeitsgericht 
Düsseldorf

- 3 AZR 375/82 -

.Urteil vom 20. November 1981
- 12 Ca 4079/81 -

Urteil vom 21. April 1982
- 5 Sa 19/82 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein

Entscheidungsstichwort:

Auslegung von Kapitalzusage: Stichtag oder Altersgrenze?

Gesetz: ßGB § 242 Ruhegehalt, §§ 133, 157} BetrAVG § 2 Abs. 1, § 7 Abs.

teitsätzei

K e i n e

Hinweise des Senats;
Kapi t nl.Tnsane über 260.000,-- DM an Werbetexter. Streit über vorge­
zogene Altersgrenze bei Vollendung des 52. Lebensjahres.
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3 AZR 375/82
5 Sa 19/82 Düsseldorf
Verkündet am 
18. Juni 1984 
Sürig,
Amts! nspektor
als Urkundsbeamter
der Oeschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerionts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 18. Juni 198U durch den Vorsitzenden 
Richter Professor Dr. Dieterich, die Richter Oriebeling und 
Schneider sowie die ehrenamtlichen Richter Feinmann und Schoden

für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil
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des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom
21. April 1982 - 5 Sa 19/82 - aufgehoben, 
soweit es die Klage abgewiesen hat.

2. Insoweit wird die Sache zur erneuten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der Re­
vision, an das Landesarbeitsgericht zurückver- 
wi esen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t  b e s t a n d  :

Der Kläger, geboren am 10. September 1930, war vom 
16. November 1959 bis zum 31. Dezember 1980 bei der Beklagten 
als Cheftexter und Creative-Director tätig. Er macht im Wege der 
Feststellungsklage Leistungen der betrieblichen Altersversorgung 
geltend.

Die Beklagte gewährt betriebliche Versorgungsleistungen 
aufgrund einer allgemeinen Versorgungsordnung vom 7. Dezember 
1959. Hieraus steht dem Kläger eine von der Beklagten anerkannte 
monatliche Rente in Höhe von 77,88 DM zu. Zusätzlich erteilte die 
Beklagte verschiedenen leitenden Mitarbeitern, so auch dem Klä­
ger, weitere Versorgungszusagen. In der Zusage an den Kläger vom 
15. März 1967 heißt es:

"In Anerkennung Ihrer bisherigen Leistungen
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und im Vertrauen darauf, daß Sie uns auch 
weiterhin die Treue halten, geben wir Ihnen 
für Ihre Alters-, Invaliden- und Hinter­
bliebenenversorgung folgende Zusage.
1. Altersversorgung

Wenn Sie am 10.OP.95 noch in unseren 
Diensten stehen und danach aus der Firma 
ausscheiden, gewähren wir Ihnen eine zu­
sätzliche Versorgung.

3. Höhe der Versorgung
Bei Eintritt des Versorgungsfalles er­
halten Sie bzw. die versorgungsberech­
tigten Hinterbliebenen einen Betrag von 
13.300,—  DM.
Am darauffolgenden 1. Januar wird ein 
weiterer Betrag von 13.300,—  DM gezahlt.
An dem ^weiten auf den Eintritt des Ver- 
aorpiwfsfalles folgenden 1. Januar wird 
ein weiterer Betraf von 13.^00,—  DM ge-
«•W*. *

5. Erlöacben des Versprgungsvergprechens
Bei vorzeitiger Beendigung des Dienstver­
hältnisses aus anderen Gründen als durch 
Tod oder Erwerbsunfähigkeit erlischt diese 
Versprgungszusage.
Erfolgt die Kündigung wegen Einschränkung 
aes Betriebes oder aus einem anderen Grunde, 
per fiipht durch Ihr« Person gegeben ist, so 
kann Ihnen, jedoch ohne eine rechtliche Ver­
pflichtung, eine Abfindung gewährt werden.
Bei Freitod oder vorsätzlicher Herbeiführung 
der Erwerbsunfähigkeit sind wir zu einer 
Leistung nicht verpflichtet.”

Die Beklagte hat den auf Grund dieser Versorgungszusage er 
dienten Teilwert mit 23.96U,—  DM berechnet. Insoweit besteht 
unter den Parteien kein Streit.

Mit Schreiben vom 29. Januar 1973 erhielt der Kläger eine 
dritte Versorgungszusage. Diese lautet auszugsweise wie folgt:
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«Wir nehmen Bezug auf die verschiedenen Be­
sprechungen zwischen Ihnen und den Oescnäfts- 
föhrern der Firma über Ihre Altersversorgung.
Pas Frgebnis dieser Besprechungen, das auch 
vom Beirat unserer Firmengruppe gutgeneißen 
wurde, lautet wie folgt:
1, Herr Dr. K A H erhalt übe1" die

unter dem 15. Mörz 1 °67 zugesagte Altersver­
sorgung hinaus eine Kapitalzusage von

DH 260.000,-- 
(in Horten: Zwei hundertsechzigtausend).

2, Dieser Betrag wird an Herrn Pr. H aus­
gezahlt, wenn er am 1. Januar 1093 nocn in 
unseren Diensten stent.

3, Sollte Herr Pr. H nach dem 1. Januar 1983
aus unserer Firma ausscheiden, so erhält er 
2/3 des unter 1. genannten Betrages.

U. Im übrigen sind auch für diese Kapitalzusage 
die Vereinbarungen des bereits oben erwähnten 
Vertrages vom 15. März 1967 gültig.

5. ..."

Diese letzte Zusage wurde m|t Sphr*ib#p des Oeschäftsfünrers 
des Beklagten vom 3. August 1973 nochmals w}.e folgt ergänzt:

’’Sollte Herr Pr. H vor 1993 aus unserer
Firma ausscneiden, so erhält er den Rückkaufs- 
wert ausscnl i eßl i cn Pividendenguthaben aus der 
bei der Condor Lebensversicherungs AC zum 
1.1.1973 abgeschlossenen BHckdeckungsVersiche­
rung. ’’

Als der Kläger im Jahre 1Q80 erwog, aus den Diensten der 
Beklagten auszuscneiden, bat er um Auskunft über seine Versor- 
gungsansprücne. Die Beklagte antwortete mit Schreiben vom
20. November 1980, worin es u.a. heißt:
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”Nach der in Kopie beigefügten Auskunft ... 
ergab die Prüfung der Unverfallbarkeitsvoraus- 
setzungen, daß Ihre Anwartschaft nach $ 1 
BetrAVG fortbesteht und daß Sie bei Eintritt 
des Versorgungsfalles (Erreichen der Alters­
grenze von 65 bzw. der flexiblen Altersgrenze) 
folgende Teilleistungen beanspruchen können, 
wobei die Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
mit dem 3 1.3.1981 unterstellt wurde:

1. ...
2 . ...

3. eine Kapitalzahlung von DM 155.766,00
zahlbar 10.9.1995 DM 51.«22,00

1.1.1996 51.922,00
1.1.1997 51.922,00”

Die Parteien streiten Uber die Hdhe und die Fälligkeit der 
sich ans den Zusagen vorn 29* Januar und 3* August 1973 erge­
benden VeraormngsansprUctyf. Während die Beklagte bei der Be­
rechnung des «rdienten Tejlwertes auf die Vollendung des 
65. Lebepajghrdsi abstellt upd die Drei Jahresraten erst im An­
schluß daran zahlen will, stellt der Kläger auf den 10. Sep­
tember 1993, d.h. die Vollendung des 62. Lebensjahres, ab: er 
errechnet sicfy Kapitalbeträge von 161.199»96 DM zum 1. Januar 
1983 bzw. 168.298,00 DM zum 1. Januar 1993. Nach seiner Auffas­
sung sind diese Kapitalbeträge zu den genannten Terminen fällig 
geworden. Demgegenüber nimmt die Beklagte an, es handele sich um 
Stichtage, die nur für die Höhe der Versorgung maßgebend seien.

Der Kläger hat vorgetragen, die Versorgungszusage vom 
29, Januar 3973 habe folgende Vorgeschichte: Im Jahre 1972 habe 
er mit dem damaligen Geschäftsführer der Beklagten ein Gespräch 
über seine Alterssicherung mit dem 52, bzw. 62. Lebensjahr ge-
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führt. Sie seien damals beide davon ausgegangen, daß er, wie 
branchenüblich, ab einem Lebensalter von etwa 50 Jahren nicht 
mehr in der Lage sein werde, kreativ für die Beklagte tätig zu 
sein. Es sei weltweit so, daß leitende Mitarbeiter im kreativen 
Bereich einer Werbeagentur im Alter von zirka 50 Jahren entweder 
ausscheiden oder mit Gehaltseinbußen eine weniger qualifizierte 
Funktion übernehmen müßten. In verschiedenen Besprechungen seien 
aufgrund dieser Erwartung als Alternativen diskutiert worden, 
entweder sein Gehalt um 2.000,—  DM monatlich zu erhöhen, um ihm 
die erforderliche Eigenvorsorge zu ermöglichen, oder eine Kapi­
talzusage über 173.333,30 DM zu geben, zahlbar bei Ausscheiden 
nach dem 1. Januar 1983 (52. Lebensjahr) bzw. 260.000,—  DM, 
zahlbar bei Ausscheiden nach dem 1. Januar 1993 (62. Lebens­
jahr). Um bei allgemeinen GehaltsVerbesserungen nicht benachtei­
ligt zu werden, habe er sich für die Kapitalzahlung entschieden. 
Schon im Wortlaut der Zusage komme zum Ausdruck, daß die ge­
schuldeten Betröge bei Erreichen der genannten Daten fällig 
seien. Ebenso habe die Beklagte seihst die Zusage verstanden. Das 
zeige die ergänzende Erklärung vom 3• August 1973 über die Zah­
lung des Rückkaufswertes der Lebensversicherung. Das folge ferner 
aus der Auskunft des Beratungsbüros sowie aus einer Aktennotiz 
des damaligen Geschäftsführers der Beklagten vom 23. Dezember 
1975, nach der die Kapitalzusage künftig keinen Anlaß darstellen 
dürfe, den Kläger von Gehaltserhöhungen auszuschi ießen.

Der Kläger hat beantragt
festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
sei, an ihn am 1.1.1983 als Altersversorgung 
einen Kapitalbetrag von 161.199,96 DM zu
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zahlen; 
hilfsweise
festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
sei, an ihn am 1.1.1993 einen Kapitalbetrag 
von 168.298,—  DH zu zahlen;
weiter hilfsweise
festzustellen, daß die Höhe der aufrechter- 
haltenen Anwartschaft auf Alterskapital- nach 
ergänzender Zusage vom 2h.1.197? 6*1,73 % von 
260.000,—  DM = 168.298,—  DH betrage.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
vorgetragen; Die Zusagen von 1973 hätten die im Jahre 1967 er­
teilte Zusage Ober eine Kapitalzahlung von *10.000,—  DM lediglich 
aufgestockt. Al1e Kapitalzusagen seien als Einheit zu sehen. Die 
Vollendung des 62. bzw. 65, Lebensjahres sei Anspruchsvoraus­
setzung. Demgemäß enthalte Nr. 2 der Zusage vom 29. Januar 1973 
kein Fälligkeitsdatum. Keinesfalls habe der Kläger, solange er 
noch im Dienst der Beklagten gestanden habe, neben dem Gehalt 
eine Altersversorgung erhalten sollen. Die Zahlung habe erst im 
Versorgungsfall fällig sein so1len, und zwar in Höhe von zwei 
Dritteln des erreichbaren Betrages von 260.000,-- DM, wenn der 
Kläger nach dem 1. Januar 1983 ausscheide, und in Höhe der vol­
len Summe, wenn er nach dem 1. Januar 1993 ausscheide.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat dem zweiten Hilfsantrag stattgegeben und fest­
gestellt, daß die Höhe der Anwartschaft 6*1,73 $ von 260.000,—  
DM, also 168,298,00 DM beträgt. Mit der Revision verfolgt der 
Kläger den Hauptantrag und den ersten Hilfsantrag weiter. >.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils 
und zur Zurückverweisung der Sache an das Berufungsgericht.

Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt davon ab, ob die 
Parteien eine Regelung der Unverfallbarkeit der Versorgungsan­
wartschaft getroffen haben (so das Berufungsgericht), oder eine 
Vereinbarung über den Beginn des Ruhestands treffen, also eine 
Altersgrenze festlegen wollten (so der Kläger). Sollte lediglich 
erreicht werden, daß die Versorgungsanwartschaft des Klägers bei 
vorzeitigem Ausscheiden mit dem Erreichen bestimmter Termine 
nicht mehr verfallen konnte und einen bestimmten Teilwert er­
reichte, so ergibt sich aus dieser Regelung noch nicht notwenaig 
der Beginn der Versorgungsleistungen, also die Fälligkeit des 
Kapitalbetrages. Haben die Parteien dagegen Altersgrenzen fest­
gelegt, so folgt daraus, daß mit dem Erreichen der genannten Da­
ten der Versorgungsfall eintritt und die zugesagten Leistungen

(
fällig werden. V/elche der beiden möglichen Bedeutungen die Ter­
mine in der vorliegend umstrittenen Versorgungsregelung haben, 
bedarf einer weiteren Aufklärung des Sachverhalts.

1. Die Vorinstanzen haben angenommen, daß der Kläger erst am 
1. Januar 1993 die Altersgrenze erreicht. Sie sind in Überein­
stimmung mit der Rechtsprechung des Senats (Urteil vom 22. Fe­
bruar 1983 - 3 AZR 5*16/80 - zur Veröffentlichung vorgesehen) da­
von ausgegangen, daß in § 2 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG und in § 7 %
Abs. 2 Satz 3 BetrAVG mit dem Begriff der Altersgrenze die
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Höchstdauer des Arbeitsverhältnisses bezeichnet wird, die als 
Grundlage aer vollen Versorgungsleistune erreicht werden muß. Bei 
Männern ist das regelmäßig die Vollendung des 65. Lebenswahres. 
Aber eine vorgezogene feste Altersgrenze ist in der betrieblichen 
Altersversorgung möglich. Sie ist aann anzunehmen, wenn der Ar­
beitnehmer wegen oesonderer Belastungen aurch seine Tätigkeit 
oaer seinen Beruf zu einem Destimmten Zeitpunkt vor Vollendung 
des 65. Lebensjahres in den Ruhestand treten kann und bereits 
dann seine ungekürzte Versorgung eraient hat (Urteil vom
22. Feoruar 198?, aaO, zu M b der Gründe; vgl. auch Höhne in 
Heubeck/Höhne/ Paulsdorff/Rau/Weinert, BetrAVG, Band I, 2. Aufl., 
§ 2 Rz 19).

In der umstrittenen Versorgungszusage vom 29. Januar 1973 
sind der 1. Januar 1983 und der 1. Januar 1993 als mögliche 
Daten des Ausscheidens des Klägers genannt. Das Landesarbeitsge­
richt versteht den zweiten Termin als feste Altersgrenze, während 
aer um 10 Jahre frühere Termin nach seiner Ansicht nur ein 
Stichtag für oen Eintritt de- Unverfallbarke it sein soll.

Hinsichtlich des Datums vom 1. Januar 1993 tritt der Senat 
der Auffassung des Berufungsgerichts oei; hier kann es sich nicht 
um eine Unverfallbarkeitsregelung, sondern nur um eine feste Al­
tersgrenze im Sinne des 5 2 Aos. 1 Satz 1 , 5 7  Abs. 2 Satz 3 
BetrAVG hanGeln, weil der Versorgungsbetrag des Klägers nach der 
Zusage vom 29. Januar 1973 von diesem Zeitpunkt an nicht mehr 
wachsen sollte. Zutreffend hat oas Berufungsgericht daher oen 
Teilwert der Anwartschaft des Klägers entsprechend dem zweiten
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Hilfsantrag gekürzt, Inaem es bei der ratierlichen Berechnung 
nach 5 2 Abs. 1 BetrAVG, die auch für Kapitalzusagen gilt, auf 
das Datum des 1. Januar 1993 als feste Altersgrenze abgestellt 
hat.

2. Der Hilfsantrag war aber nur zu bescheiden, wenn der Haupt­
antrag nicht zum Erfolg führte. Insoweit ist die Begründung des 
angefochtenen Urteils nicht ausreichend. Ob aie Parteien mit dem 
1. Januar 1983 wirklich nur eine Unverfallbarkeitsregelung mit 
gleichzeitiger Festlegung der Versorgungshöhe getroffen haben, 
oder oo es nicht doch um einen vorgezogenen Versorgungsfall ging, 
läßt sich aufgrund der oisherigen Feststellungen noch nicht ab­
schließend oeurteilen.

a) Das Berufungsgericht hat angenommen, einen Zahlungsanspruch 
habe der Kläger erst, wenn zwei Voraussetzungen erfüllt seien:
Der Fristablauf zu oen genannten Terminen und ferner das Aus­
scheiden des Klägers nach einem der Termine. Die zweite Vor­
aussetzung könne oer Kläger nicht erfüllen, da er schon am 
31. Dezemoer 1980, also vor dem Stichtag, ausgeschieden sei. In 
diesem Sinne trage der Kläger selbst vor, die Zusage vom 
29. Januar 1973 habe Vorsorge für den Fall seines Ausscheidens 
nach VollenGung des 52. oaer 62. Lebensjahres treffen sollen. 
Dies spreche für eine Unverfallbarkeitsregelung. Die ergänzende 
Zusage vom 3. August 1973 zeige nichts anderes als ein weiteres 
Entgegenkommen der Beklagten, die für den Fall des Ausscheidens 
vor dem 1. Januar 1983 die Zahlung oes Rückkaufswertes der ab- 
geschlossenen Rückoeckungsversicherung üoernommen habe.
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Die Revision rügt mit Erfolg, das Berufungsgericht habe ge­
gen die gesetzlichen Auslegungsregeln der 133. 157 BGB ver­
stoßen. Die Begründung des angefochtenen Urteils geht nicht aus­
reichend auf die Verhandlungen ein, die den schriftlichen Ver­
sorgungszusagen vorausgegangen waren.

b) Allein der Wortlaut der Versorgungszusage vom 29. Januar 
1973 gibt keinen sicheren Aufschluß darüber, welches der wirk­
liche Wille der Parteien war. Die Zusage nimmt eingangs Bezug auf 
Besprechungen, deren Ergebnis sie darstellen soll. In Nr. 1 wird 
auf die Zusage vom 15. März 1967 verwiesen, "über aie hinaus” 
aie neue Zusage erteilt werden soll: in Nr. ü werden die Verein­
barungen vom 15. März 1967 als auch für die neue Zusage geltend 
bezeichnet. Die neue Versorgungszusage soll also die ursprüngli­
che Regelung nur ergänzen, sie ist weder abschließend noch aus 
sich heraus verständlich.

Auch ein Vergleich oer Zusagen vom 15. März 1967 und vom 
29. Januar 1973 ermöglicht keine zuverlässigen Schlüsse. Die 
Formulierungen oer Zusage vom 15. Marz 1957 deuten darauf hin, 
daß die Versorgung nur bei Eintritt einer der regulären Ver­
sorgungsfälle gewährt werden soll, nämlich bei Erreichen der Al­
tersgrenze von 65 Jahren, bei Invalidität oder Tod. Dagegen heißt 
es in der Zusage vom 29. Januar 1973 nicht etwa, oer Kapitalbe­
trag werde gezahlt, falls der Kläger nach dem 1. Januar 1̂ *83 
bzw. dem 1. Januar 1993 ausschei.de, vielmehr bestimmt Nr. 2, der 
genannte Betrag werde au3gezahlt, wenn der Kläger zu den genann­
ten Terminen noch im Dienst oer Beklagten stehe. Das sind Wider—
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sprüche, für deren Auflösung der Wortlaut keine Hilfen gibt.

c) Auch Sinn und Zweck der Regelung sind weder eindeutig noch 
unstreitig. Es ist möglich, daß der Kläger schon beginnend mit 
der Vollendung des 52. Lebensjahres eine Altersversorgung in 
Gestalt einer Kapitalzuwendung erhalten sollte, um beim Nach­
lassen seiner kreativen Kräfte von Existenzsorgen befreit zu 
sein. Es ist aber auch nicht auszuschließen, daß die Parteien den 
Kläger und dessen Angehörige erst für die normale Zeit des Ruhe­
standes ab Vollendung des 62. Lebensjahres oder für den Fall der 
Invalidität oder des Todes versorgen wollten.

d) Was mit der Vereinbarung erreicht werden sollte, wird sich 
nur ergründen lassen, wenn der Inhalt der Besprechungen festge­
stellt wird, die den schriftlichen Absprachen vorausgingen und 
auf die letztere Bezug nehmen. Der Kläger hat hierzu unter Be­
weisantritt behauptet, alle Beteiligten seien bei den Verhand­
lungen im Jahre 1972 davon auspegangen, daß seine Tätigkeit als 
kreativer Mitarbeiter noch etwa zehn Jahre dauern werde, so daß 
dann zu entscheiden sei, oo er ausscheide und selbständig tätig 
sein wolle oder ob eine weniger gut dotierte Tätigkeit oei der 
Beklagten in Betracht komme. In jedem Falle habe ihm im Laufe von 
zehn Jahren ein Kapitaloetrag von ca. 173.000,-- DM zugewandt 
werden sollen, und zwar entweder in der Form einer Gehaltserhö­
hung oder als Einmalzahlung. Nur um bei allgemeinen Gehaltser­
höhungen nicht zurückgesetzt zu werden, habe er sich für die Ka­
pitalzusage entschieden. Er habe darauf vertrauen dürfen, nach

«ü.

Ablauf von zehn Jahren, über die Summe verfügen zu können. Dieser
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Vortrag des Klägers ist für die Auslegung der Versorgungszusage 
vom 29. Januar 1973 bedeutsam.

Wenn ferner die Darstellung zutrifft, daß in der Werbebran­
che die behaupteten una ebenfalls unter Beweis gestellten Beson­
derheiten für kreative Mitarbeiter gelten, so liegt in der Tat 
die Annahme nicht fern, daß dem Kläger im Alter von 52 bis 
53 Jahren ein Kapitaloetrag zur Verfügung stehen sollte, um ihm 
die Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit zu erleichtern oder 
die altersbeoingte Verschlechterung seines Lebensstandards in 
sonstiger Weise auszugleichen. Für die Darstellung des Klägers 
kann die Aktennotiz des Geschäftsführers der Beklagten vom
23. Dezember 1Q75 ein Indiz sein. Danach sollte oer Kläger 
künftig keine Nachteile oei Gehaltserhöhungen haben.

3. Das Berufungsgericht wird die geootenen Feststellungen 
nachholen und prüfen müssen, was die Parteien besprochen haben 
und welches ihre wirtschaftlichen Ziele angesichts der vom Kläger 
behaupteten Besonderheiten der Werbeoranche waren. Sollte der 
Kläger die Möglichkeit einer wirtschaftlichen Betätigung schon 
nach einer verhältnismäßig kurzen Laufzeit erhalten, weil er er­
fahrungsgemäß schon vor der normalen Altersgrenze den Anforde­
rungen an seine bisherige Tätigkeit nicht, mehr voll würde gerecht 
werden können, so liegt der Schluß nahe, daß oie dafür vorgese­
henen Mittel aus seiner betrieblichen Altersversorgung auch vor­
zeitig fällig sein sollten. Gelingt es dem Kläger nicht, das Ge­
richt hiervon zu überzeugen, so wird es sein Bewenden damit haben 
müssen, daß er erst mit Erreichen der in der Versorgungszusage
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vom 29. Januar 1973 genannten Daten die Auszahlung des erdienten 
Teilbetrages verlangen kann.

Dr. Dieterich Schneider Griebeling

Weinmann Schoden

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Im Namen des Volkes!

	2. ...


